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DieFinanzlagpderGemeindeWien.
In dr heutigenSitzungdesKlubadersozialdemokratischen

Gemeinderäteerstatteto der FinanzreferentDr .Dannobergeinenausführli-¬
chenBericht ,demdie„Rathauskorrespondenz"folgendeDarstdllungentnimmt:Am1 .Juni und am1 .Dezembersollen für dioWiener
städtischenAngestellten ,LchrpersonenunddiePensionistenderGemeinde
undihror Unternehmungengemässden geltendenBestimmungennobendemnor- ¬
malonBezugauchdreiVierteleinesMenatsbezugesalsUrlaubszuschusszur Auszahlunggelangen.

DieFinanzlagederGemeindohatsichbekanntlichinfolge
der von der Bundesregierungin den letzten zwei MonatengetroffenenMass- ¬
nahmenwosentlichverschlechtert .Dazuhat insbesonderedieAufhebung
derGowährleistungsbestimmungbeigetragen.DieGewährleistungsbestimmung
garantiortdenLandernundGemeindonausderAbgabontoilungeinErträg-¬
nis,dasdomErgebnisdosJahres1923 ,vermehrtum30Prozent ,gleichkommt .DieGomeindehatsolbstverständlich,gestütztaufdiesebundesgesotzlicho
Bestimmung,denentsprechendenBotragin ihremVoranschlageingestellt .
DieplötzlicheAufhebungdiesergesetzlichenBestimmungab1933bedoutot,dass - gemossen an den dr Gemeindenvom Bund bekanntgegobenen Voran¬

schlagsziffern- die EinnahmonvonStadtundLandausderApgabenteilung
um22MillionenSchillinghinterdomgarantiertgewesonenBetragzurück¬
bloibenwerden.NunwerdenaberdievemBundbokanntgegebenenVoran-¬
schlagsziffernfür dieBundessteuernkeineswegserroichtwerden .Ausden
in denorstenvier MonatendesJahres1933eingeflossenenEinnahmen
orgibtsichvielmehreinRückgang,derbewirkt,dassdieVerenthaltung
dergarantiortenBundesleistungenfürStadtundLandWienimheu-¬
rigenJahreinenVerlustvonmindostens30MillionenSchillingbedeutenwird .

DioGowährleistungsbestimmungmusstebereitsfürdasJahr1932Anwendungfinden .Bckanntlichist wogender AuslogungdioserBe- ¬
stimmungzwischenderGemeindeWienunddemBundeinStroitentstanden,dervordemhiefürzuständigenVerfassungsgerichtshofimJunizurAustra¬
gunggelangensoll . DerBundbehauptet,seinergesetzlichenPflichtmitder
bereits geleistetenZahlungvon ' 3MillionenSchillingGenügegetanzu

haben,währonddieGemeindeeinenAnspruchauf19 ' 6MillionenSchillingimKlagowogerhebt.DieStreitfrageistinderKlageschrift,ineiner
GogenschriftderFinanzprekuratur,ineinerReplikderGomeindeundin
einerDuplikderFinanzprokuratureingehenderörtertwordenundsollimJunizurEntscheidunggelangen.DurchdieletztenVerfügungen,dioaufeino
LabmlogungdesVerfassungsgerichtshofesabzielen,ist derTorminfrag-¬
lichgoworden.DieGemeindeWienläuftalsoGefahr,dassihrhiornouerlich
oinBetragvonmehrals17MillionenSchillingentgeht,aufdessenEingang
sie nachihrerRechtsauffassungrechnenkonnte .DieswürdedonRechnungs-¬
abschlussfürdasJahr1932,dersonstausgeglichenwäro,mitdemselbenBotragpassivmachenunddieMittelderGemeindenfürdienächstenMona-¬
to neuerlichschmälemn.

AngesichtsdioserTatsachonund ,dadieeigenenSteuernder
GensindeinfolgederandauerndenWirtschaftskrisezumToilstarkoMinder-¬eingängeaufweisen,kanndieGemeindenurmitschwererMüheihrerVor¬
pflichtunggegenüberdenAngestelltenam1 .Junivollnachkemmen.Siehat .
aber keinoAnstrongunggescheut ,weil die AngestelltonundPensionisten
mitderSonderzahlungbestimmtgerechnethabonundin vielentausondenHaus-¬322
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haltenUnordnungentstünde ,wenndieZahlungplötzlichausbliobe .Es
würdenauchvieleGeschäftsleutedadurchSchadenerleiden .Aplerdings
wirddieGemeindegewwungensein ,mitdenzuständigenGewerkschafteninallernächsterZeit in Verhandlungendarüberzu treten ,dassdiePerso¬
nalkostendorGemeindenunmehrraschaufeinfürdieheutigenVerhältnisseerträglichesMassherabgesotztwerden.DiePersonalkostonmachenim
Voranschlag1933dieHälftederEinnahmenausundwürdenimheutigenAus-¬
massbeiderVerringerungderEinnahmen,mitdergerechnetwordenmuss,60PrezentderEinnahmenbetragen .EinsolchesVerhältnisliesseder
GemeindezuwonigRaumfürdieErfüllungihrerAufgaben,dieimInteressoder Gesamtbevölkerungzubewältigensind .

AuchdieLösungeinerzweitenPersonalfragewirdnunfürdieGemeindedringlich.SeitvielenJahrzehntenbesorgtdieGemeindeWien
die Stouereinhebungauchfür donBund .EineVerordnungdosFinanzmi¬
nistersvom15 .März1933 ,erlassenaufGrunddeskriegswirtschaftlichen
Ermächtigungsgesetzes,solldiesemZustandeinEndebereiten.DieGomeinde-¬
verwaltunghat ,einemLandtagsbeschlussentsprochend,dieBandesregierung
mitNachdruckdaraufaufmorksamgemacht,dassessachlichverfehltwäne,deneinheitlichenVerwaltungsapparatfürdieSteuereinhebungunddieDurchführungderleiderhäufignotwendigenSteuerexekutionenzuzerstö-¬zwel

ren ,nichtnur ,weil/nebeneinanderarbeitendeApparatederGemeindeunddesBundesteurersind,sondernauch,weildieSteuerzahlerdieLeidtra¬
gendenseinwerden,wernaufihremRückeneinKonkurrenzkampfderSteuer-¬
oxekutorenentsteht. DieGemeindehatdieBandessregierungrechtzeitig
daraufuafmerksamgemacht,dassmitdenBundessteuerndrzeitmehrals
3e0Beamtebeschäftigtsind ,diedieBendesregierungübernehmenmüsste,weildieGemeindebeidemEntfallderArbeitundderEntschädigungfür
dieEinhebungderBundessteuernwederfürdieGehaltsbezügediesernicht
mehrerforderlichenBeamtennochfürdiePensionenderinfrühererZeitfürBendeszweckebeschäftigtgewesenenAngestelltenVorsorgetreffen
könnte.DieBundesregierunghatderGemeindenochimmerkeineAntworterteilt.Esverlautetaber ,dassdieBndesfinanzvorwaltungschonab1 .Juli1933
dieAgendenselbstführenwill .SolltenichtnochimletztenAugenblick
eineLösungfürdieseFragezufindensein,sowirddieGemeinde,wieschon
seinerzeitimLandtagangekündigtwurdenist ,gezwungensein ,ehestensMassnahmenzumZweckevonPersonalersparungenimGemeinedienstzutreffenundangesichtsderNotwendigkeit,dengesamtenSteuer-undExekutionsdienstneuzugestalten,ReorganisationsmassnahmeninderganzenVerwaltung

durchzuführen,umentbehrlichgewordenesPersonalabzubauen.
DarüberhinausmussdieGemeindesolbstverständlichbestrebt

sein ,ihrenHaushalt,dessenmustergiltigeOrdnungfürdieKreditfähigkeit
WiensundOesterreichsvongrössterBedeutungist ,imGleichgewichtzuerhal-¬ten.DieineinigenTageszeitungenenthaltenenMitteilungen,dasshiezuaneinewesentlicheKürzungderFürsorgeausgabengedacht.ist ,sindvollstän.
digunrichtig.DieGemeindehatimJahre1932denVoranschlagindieser
Richtungnichtnureingehalten,sonderninAnbezrachtderfurchtbaren
Wirtschaftskriseweitüberboten.DieErhaltungbeiträge,diemit13Millio-¬
nenSchillingpräliminiertwaren,machen14 ' 8MillionenSchillingaus ,die
BeiträgedesLandesWienfürdieNotstandsaushilfestatt16' 1MillionenSchilling16' 5MillienenSchilling,diePflegegelderundPflegebeiträgefürKinderstatt5 '3MillionenSchilling' 2MillionenSchilling.
Trotzderseit1932erheblichverschlechtertenFinanzlagederGemeinde323
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werdensich auchheueraufdiesemGebietenichtErsparungen,sondern
Ueberschreitungen ergeben ,weil die Vereleudungbreiter Volksschichten
durch die dauerndeArbeitslosigkeis die Fürsorgeder Gemeindevorimmer
neueAufgabenstellt .Beialler gebotenenSparsamkeitundselbstver¬
ständlichenPflichtderGemeinde ,ihrenHaushalttrotz derdurchdenBund
plötzlich verfügtenKürzungender EinnahmenumeinigeDutzendMillionen
Schilling in Ordnungzu halten ,ist die Gemeindeverwaltungbestrebt ,den
Aermstender Armendie Hilfe nicht zuversagen.

DerVoranschlagder Gemeindefür das Jahr 1933anthält
bokanntlichnebenetwa62MillionenSchillingSachausgaben,dieder
Wirtschaftunmittelbarzugutekommen,noch47MillionenSchillingfür
wertvermehrendeArbeiten .DanebenhabendiestädtischenUnternehmungen
für das Jahr 1933 trotz der schwierigen Verhältnisse und ihrer rückläufi¬
gen Entwicklungein Investitionsprogrammvon21 MillionenSchillingauf - ¬
gestellt,das der Wirtschaft zugute kommt .Dankdieser zumgrössten Teil
jahrelangenArbeitder Gemeindeist die Arbeitslosigkeit in Wienbisher
immerverhältnismässiggeringergewesenals imübrigenTeilOesterreichs.
DieGemeindeverwaltunghatte die Absicht ,ausserhalbdesVoranschlages
fürdenheurigenSommerzurBekämpfungderArbeitslosigkeiteinArbeits-¬
programmaufzustellenundfüretwa30MillionenSchillingStrassen¬
undKanalarbeiten,sowiedieHerrichtungvonSchulhäusern,Anstaltsgebäuden
otc .durchführenzu lassen ,lauter Arbeiten ,tei denenein möglichstgros-¬
ser TeilderKostenaufdie Lohnquoteentfällt ,die a lso dieEinstellungmöglichstvielerArbeitsloserermöglichen .Dadiechristlichsozialen
GeneinderäteinderletztenBudgetdebattedurcheineAntragKunschak
undauhhnochnachherdieAufnahmeeinerAnleihederGemeindefürInves-¬
titionen verlangthatten ,konntemanannehmen,dassdieBundesregierung
damiteinverstandenseinwerde,umsomehr,alsdieEnglastungdesArbeits-¬
marktesauchihrenFinanzenzugutekommt .DieZustimmungderBundesregio-¬
rungist erforderlich ,weilzurAufnahmeeinesDarlchensmitTeilschuld-¬
værschreibungeneinLandesgesetznotwendigist ,gegendasderBundosre-¬
gierungeinEinspruchsrechtzusteht.DerVorschlagderGemeindeverwal-¬
tungist dr BundesregierungschonimMonatMärzmitgeteilt worden .Der
FinanzministerhatineinerAussprachemitdemstädtischenFinanzreferon¬
tenDr .DannebergwiderErwartendieZustimmungverweigertundüberdies
seitherdurchNogverordnungenddeEinnahmenderGemeindeerheblichge¬
kürzt ,so dass nunmehrsogar die imVoranschlagvorgesehenenArbeitender
GemeindeimhöchstenGradegefährdetsind .

DaraufhinhatsichStadtratDr .Dannebergnochmalsandie
Bundesregierunggewendet,unnunmehrnichtfürzusätzlicheArbeiten,
vondernzurSicherungderimBudgetvorgesehenenArbeitendieZustimmung
zur Aufnahmeeines Kredites von etwa 30 Millionen Schilling zuverlangen .
DieBundesregierunghatauchfürdiesenFallihreZustimmungnichtgegeben,

DieGemeindeverwaltungwirdalso ,daaufdemGebieteder
PersonalkostennatürlichnureinTeildesDefiziteseingespartwerden
kann ,die Kostender offenenFürsorgnicht verringert werdenkönnenund
Ersparungen auch bei der geschlossenen Fürsorge und im Schulwseniner¬
heblichemMassenicht in Betractkommen ,gezwungensei ,die in ihremVoran-¬
schlagvorgeschenenArbiten ausserordentlichstarkeinzuschränken,wennosihrnichtgelingt ,imRahmenihrereigenenKombetenzenMassnahmenzutreffon,
umimInteressedesWienerGewerbesundderArbeitslosendieDurchführung324
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wenigstensdesgrösstenTeilesder für heuernochin Aussichtgenommenen
Arbeiten finanziell sicherzustellen .Dies muss geschehen ,auch wennder

Bund ,derin seinemVoranschlagfast nichtsfür Investitionenvorgekehrt
hat,nunmehrerfreulicherweiseMittel für die Arbeitsbeschaffungaufzu¬
wendenvermag ,zumaldiese Arbeiten anscheinend nur zu einem ganzklei¬
nen Bruchteil in Wienvollzogenwerden . Wasdie Gemeindearbeitenbedeuten ,
sieht mandaraus ,dass in der ersten Maiwocheallein beidenBautender
Geneindeundals SaisonarbeiterderGemeindenahezu. 000Menschenbe¬
schäftigt waren .

Keinsfallswirdesabermöglichsein,nennenswerteArbei¬
ten ,dienichtschonimVoranschlagvorgesehensind ,zubeginnen.Daher
müssenauch die fertigen Blänezur Erschliessungdes Kahlenbergesdurch
denBaueiner Autostrasse ,die Führungder Wasserleitungauf denBerg-¬
gipfel ,dieErrichtungeinerKläranlage,dieZuleitungvonGasundelek-¬
trischemStromaufdenKahlenbergfür heuerzurückgestelltworen ,zumal
diese Arbeiteneinen Betrag vonmehrals 3 MillionenSchillingerfordern .
DieKahlenberg. G.hatfürdiebaulicheAusgestaltungdesKahlenberges
einen Wettbewerbveranstaltet ,dessen Endergebniserst im Herbstvor¬
liegen wird .Daes sich hier umeine städtebauliche Frage orstenRangesum

und/eineEntscheidungfürJahrzehntehandelt,mussselbstverständlich
mitder grösstenVorsichtgehandeltwarden .Reparaturarbeitenwerden
aber nochheuer vorgenommen ,umdie grosse VerandadesKahlenberg¬
restaurants für den Sommerbenützbar zu erhalten .Wennübrigens ,wiedie
Zeitungenmelden ,derBundin seinStrassenbauprogrammdenBaueinerAuto-¬strasseüberdenEahlenbergaufnimmt,entfällt für die Gemeindedie
Notwendigkeit,einesolcheStrassezubauon .Siewolltedies tun ,um
beidemstarkenVerkehr,derinZukunftfürdenKahlenbergzuerwarten
ist ,diebestehendeStrassedenFussgängernzusichern.
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